
Bad Homburg

Rabiater Autofahrer
MAINZ Kontrahenten mit Metallrohr geschlagen

Ein Autofahrer in Mainz wollte
mit seinem Wagen am Diens-

tag in einem mehrspurigen Krei-
sel auf die Spur wechseln, auf
der ein 53 Jahre alter Autofahrer
fuhr, wie die Polizei am Mitt-
woch mitteilte. Als sich dieser je-
doch nicht abdrängen ließ, ord-
nete sich der unbekannte Auto-

fahrer schließlich hinter ihm ein
und verfolgte ihn.

Als beide an einer Landstraße
ausstiegen, griff der Unbekannte
nach einem etwa 30 Zentimeter
langen Metallrohr in seinem Au-
to und schlug dem anderen auf
den Rücken. Dieser wurde leicht
verletzt. dpa
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Streit über Kiesabbau
KREIS OFFENBACH Rodung am Langener Waldsee

VO N A N N E T T E S C H L E G L

Beim Thema Langener Wald-
see scheiden sich bei den

Grünen die Geister: Die „grüne“
Regierungspräsidentin Brigitte
Lindscheid hat vor wenigen Ta-
gen Ja zur Rodung von weiteren
8,1 Hektar Bannwald am Wald-
see gesagt, die Fraktion der Grü-
nen im Offenbacher Kreistag
sagt dagegen Nein. Sie formu-
lierte einen Appell an die Kreis-
tagsvertreter, die in der Regio-
nalversammlung Südhessen sit-
zen, am 22. September gegen die
geplante Waldvernichtung zu
Gunsten des Kiesabbaus der Fir-
ma Sehring zu votieren.

In der Kreistagssitzung am
gestrigen Mittwoch blitzten die
Grünen mit ihrem Antrag aber
ab. Sie konnten sich zwar die
Stimmen von Linken und Freien
Wählern sichern, doch SPD,
CDU, FDP und AfD votierten da-
gegen, die Fraktion FL-NEV ent-
hielt sich.

„Angesichts der regen Bau-
tätigkeit im Rhein-Main-Gebiet
ist eine ortsnahe Versorgung mit
den Baustoffen Kies und Sand
notwendig“, begründete Hubert
Gerhards (CDU), warum seine
Partei den weiteren Kiesabbau
und damit die Rodung von wei-
terem Bannwald am Waldsee
billigt. Im Übrigen sei das Un-
ternehmen Sehring zur Firmen-
sicherung auf die Ausweisung
von Tagebauflächen angewie-
sen. Auch Kai Gerfelder (SPD)
stieß in dieses Horn: Allein im
Kern der Metropolregion Rhein-
Main würden 184000 neue
Wohnungen benötigt. Es sei we-
nig umweltfreundlich, den
Quarzsand und Kies zur Bau-
stoffherstellung über viele Kilo-
meter heranzukarren – mit dem

entsprechenden Verkehrsauf-
kommen im Schwerlastverkehr.

Susanne Guber (FDP) erklär-
te, der Bannwald am Waldsee
diene nur dazu, die unkontrol-
lierte Ausbreitung des Flugha-
fens zu verhindern. „Ohne Flug-
hafen gäbe es keinen Bannwald
und ohne Ausbaggerung keinen
Langener Waldsee.“ Im Übrigen
würden die entstandenen Gru-
ben in Abstimmung mit den Be-
hörden wieder renaturiert. „So
schafft man einen Lebensraum,
den es ohne die Ausbaggerung
nicht geben würde.“

Grüne und Linke sehen das
ganz anders. Laut Reimund Butz
(Grüne) seien Flächen als Bann-
wald ausgewiesen worden, de-
ren ökologische Wertigkeit den
allerhöchsten Schutz verlange,
der planerisch überhaupt mög-
lich ist. So solle verhindert wer-
den, dass die wirtschaftlichen
Interessen immer die Oberhand
behalten. Ein Wirtschaftsunter-
nehmen treibe die Politik vor
sich her, meinte auch Natascha
Bingenheimer (Linke). „Wer
sich die Situation vor Ort ange-
sehen hat, steht vor einer Kra-
terlandschaft. Hier wächst so
schnell nichts mehr.“ Sie sprach
von einem „umweltpolitischen
Skandal“.

Zum Hintergrund: Das Land
Hessen und die Firma Sehring
stehen sich vor dem Verwal-
tungsgerichtshof Kassel gegen-
über. Das Unternehmen hatte
ein Normenkontrollverfahren
angestrengt, das allerdings seit
mehr als einem Jahr ruht. Die
CDU-/SPD-Koalition in der Re-
gionalversammlung Südhessen
will nun die gerichtliche Ausei-
nandersetzung beenden und
strebt einen Vergleich mit Seh-
ring an.

Einen Innenhof wird das
künftige Reinhard-Ernst-Mu-

seum in der Wilhelmstraße 1 ge-
wiss haben, denn Innenhöfe sind
so etwas wie ein Markenzeichen
des weltberühmten Architekten
Fumihiko Maki. In Toronto hat
der Japaner das Aga-Khan-Muse-
um gebaut, in Indien das Bihar-
Museum, und in Tokio ist das
Schwert-Museum in Planung,
und alle haben einen Innenhof.
„Sie sind wichtig, sie können frei
gestaltet und von der Öffent-
lichkeit genutzt werden“, erläu-
terte Maki gestern im Gestal-
tungsbeirat der Landeshaupt-
stadt die ersten Entwürfe.

Dass der weltberühmte Ar-
chitekt Maki an Wiesbadens
Prachtboulevard neben dem
hessischen Landesmuseum ein
weiteres Museum errichten soll,
ist dem Unternehmer Reinhard
Ernst zu verdanken. Der Wies-
badener schenkt der Stadt quasi
den Neubau, denn er möchte
seine auf 50 bis 70 Millionen
Euro geschätzte Sammlung abs-
trakter Kunst in seiner Heimat-
stadt ausstellen und benötigt
dafür geeignete Ausstellungsflä-
chen. Ernst spendete die Kunst-
werke der von ihm gegründeten
Reinhard-und-Sonja-Ernst-Stif-
tung. Diese zahlt auch den Mu-
seumsneubau für 40 bis 50 Mil-
lionen Euro und soll das Muse-

um betreiben, was auf 1,5 bis
zwei Millionen Euro im Jahr ge-
schätzt wird. Die Stadt hat außer
Kosten für die Rechtsberatung,
die Erschließung und andere
Kleinigkeiten nichts zu zahlen.
Das städtische Grundstück
möchte sie in Erbpacht für 99
Jahre zur Verfügung stellen.

Er kenne Ernst seit den
1960er Jahren, und sie seien
Freunde geworden, erzählte der
89-jährige Maki, wieso er jetzt in

Wiesbaden ein Museum plane.
Nach dem Tsunami 2011 in Japan
habe Ernst ihn gefragt, wie er
helfen könne. Mit der finanziel-
len Unterstützung der Reinhard-
Ernst-Stiftung hätten sie in der
zerstörten Stadt Natori ein Kul-
tur- und ein Gemeindezentrum
gebaut. Wiesbaden sei daher in
Japan bekannt.

Nach seinen Entwürfen soll
das Museum einem dreigliedri-
gen Kubus gleichen, der das

Grundstück vollständig ein-
nimmt. Außer dem Innenhof un-
terbrechen einige Aussparungen
den Gebäudekörper, etwa die
Oberlichter und der Hauptein-
gang an der Wilhelmstraße. In
seinen Proportionen orientiert
sich das Gebäude an den Häu-
sern in der Nachbarschaft. Das
Erdgeschoss wird durch hohe
Fenster mit Licht durchflutet, es
soll eine Atmosphäre zum Wohl-
fühlen entstehen. Die Fassade
des mittleren Gebäudeteils soll
mit Holz oder Metall verkleidet
werden, das mit einem warmen
Farbton zu den weißen Granit-
fassaden der linken und rechten
Teile kontrastiert.

Für das Innere sieht Maki im
Erdgeschoss ein Auditorium,
Shops und einen Bereich für
Kunstpädagogik für Kinder vor.
Reinhard Ernst rechnet mit 2500
Quadratmetern Ausstellungsflä-
che. Einige seiner 500 Kunst-
schätze, zu denen auch Werke
von K. O. Götz und Hubert Berke
gehören, sollen im ersten und
zweiten Stock auf der Seite zur
Wilhemstraße ausgestellt wer-
den. Für den östlichen Bereich
sind kleinere Galerien geplant.

OB Gerich ist für das Projekt

„Das Ziel ist, dass das Museum
nicht nur von den Menschen, die
dort arbeiten, sondern von Besu-
chern. Kindern, Passanten ge-
mocht wird“, erklärte Maki. Er
wolle erreichen, dass es für alle
offen sei. Möglich sei, dass die
Pläne sich in Details änderten.
Die Farbe könne wechseln, aber
nicht die geschlossene Fassade.
Maki schlägt auch vor, den Stra-
ßenraum vor dem Museum ähn-
lich der Flächen vor dem Rhein-
Main-Congress-Center und dem
Landesmuseum zu gestalten.

Hundertprozentig sicher ist
die Umsetzung noch nicht. Denn
der Grundsatzbeschluss der
Stadtverordnetenversammlung
wird erst für Dezember erwartet.
Mehrere für diesen Bauplatz vor-
gesehene Projekte waren in der
Vergangenheit gescheitert. Aber
für das Reinhard-Ernst-Museum
stehen die Zeichen gut. Oberbür-
germeister Sven Gerich (SPD)
steht voll hinter dem Vorhaben.
Auch der Gestaltungsbeirat, dem
alle für das Stadtbild relevanten
Bauprojekte vorgelegt werden
müssen, hat nichts auszusetzen.
„Wenn wir in Wiesbaden nur
zehn Prozent der Qualität von
Toronto bekommen, sind wir
glücklich“, sagte das Beiratsmit-
glied Gesine Weinmiller, Archi-
tektin aus Berlin, begeistert.

Fumihiko Maki möchte einen Ort schaffen, an dem sich die Menschen wohlfühlen. MICHAEL SCHICK (2)

Bauen wie in
Toronto und Tokio
WIESBADEN Der renommierte Planer Fumihiko Maki stellt
erste Entwürfe für das Reinhard-Ernst-Museum vor

Von Madeleine Reckmann

Die Stifter: Reinhard und Sonja Ernst.

DAS ERNS T-M U S E U M

Der Zeitplan für den Museumsbau
sieht vor, dass Baubeginn 2019 oder
2020 sein könnte, sofern die Stadtver-
ordnetenversammlung Ende 2017 dem
Bauvorhaben zustimmt. Geöffnet wer-
den könnte das Museum 2021 oder
2022.

Reinhard Ernst, Jahrgang 1945, hatte
ein Unternehmen für Antriebstechnik
in Langen. Er verkaufte 2016 seine
Anteile daran und vermachte sie der
Stiftung, die er 2004 mit seiner Frau
Sonja gründete.

Seit den 1980er Jahren sammelt
Ernst abstrakte Kunst. Da das Ehepaar
kinderlos ist, suchte Ernst nach Wegen,
seine auf 50 bis 70 Millionen Euro
geschätzte Kunstsammlung für die
Öffentlichkeit zu erhalten. mre

Teurer Ortswechsel
DIETZENBACH Kreis zahlt für Pro-Arbeit-Umzug

VO N A N N E T T E S C H L E G L

Pro Arbeit, das kommunale
Jobcenter des Kreises Offen-

bach, wird wegen Platzmangels
für voraussichtlich vier Jahre
von Dietzenbach nach Dreieich-
Sprendlingen umziehen. Das
hatte der Verwaltungsrat der Pro
Arbeit Ende Februar beschlos-
sen. Dass dieser Umzug aber
plötzlich 2,35 Millionen Euro
kosten wird, stieß den Kreis-
tagsfraktionen von FDP, Freien
Wählern und FL-NEV sauer auf.
Sie votierten am Mittwoch gegen
den Antrag des Kreisausschus-
ses, die außerplanmäßigen Aus-
gaben aus dem Kreishaushalt zu
begleichen, scheiterten aber an
der Mehrheit von SPD, CDU,
Grünen und Linken.

Pro Arbeit ist bisher im Diet-
zenbacher Kreishaus unterge-
bracht. Zusätzliche Aufgaben er-
fordern nun mehr Personal, im
Stellenplan 2017/2018 sind 88
neue Stellen ausgewiesen. Das
Kreishaus platzt jedoch aus al-
len Nähten, und die Suche nach
geeigneten Bürogebäuden für
Pro Arbeit blieb in Dietzenbach

erfolglos, lediglich in Dreieich
wurde man fündig. Dorthin
werden im Dezember rund 200
der 240 Beschäftigten umziehen
– bis im Jahr 2021 ein Neubau in
Dietzenbach fertiggestellt ist.

„2,35 Millionen Euro für ei-
ne Entscheidung, in die der
Kreistag nicht eingebunden
war“, ärgerte sich Michael
Schüßler (FDP). Die Organisati-
onsänderung bei Pro Arbeit sei
bereits beschlossen, die Mietver-
träge für das ehemalige Büroge-
bäude der Firma Spörle in Drei-
eich schon geschlossen. „Wir
hätten uns ein transparentes, of-
fenes Verfahren gewünscht.“

„Wer geglaubt hat, dass fast
90 neue Stellen zum Nulltarif
geschaffen werden können, ist
etwas naiv“, konterte Werner
Müller (SPD). Landrat Oliver
Quilling (CDU) machte klar,
dass der größte Teil der Summe
– rund 1,9 Millionen Euro – für
Informations- und Kommuni-
kationstechnologie wie Server,
Telefonanlagen oder Kassen-
automaten ausgegeben wird, die
später auch ins neue Gebäude
mitgenommen werden können.

Friedrichsdorf
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